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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. April 1963 

6 — 68040 — 5433/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 1 Abs. 1 und 2 des Gesetzes 
zur Durchführung der Verordnungen Nr. 20 (Schweinefleisch), 
Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 (Geflügelfleisch) des Rates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie zur Änderung des Ge- 
setzes zur Förderung der deutschen Eier- und Geflügelwirt- 
schaft vom 26. Juli 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 465) die von der 
Bundesregierung beschlossene 

Zweite Verordnung über die Verringerung 
von Abschöpfungssätzen bei der Einfuhr von 
Eiprodukten 

nebst Anlage und Begründung mit der Bitte, die Zustimmung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Die Verordnung habe ich gleichzeitig dem Herrn Präsidenten 
des Bundesrates übersandt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Aileinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach Ö21, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Zweite Verordnung 

über die Verringerung von Abschöpfungssätzen bei 
der Einfuhr von Eiprodukten 


Auf Grund des § 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Durch- 
führung der Verordnungen Nr. 20 (Schweinefleisch), 
Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 (Geflügelfleisch) des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie zur 
Änderung des Gesetzes zur Förderung der deut- 
schen Eier- und Geflügelwirtschaft vom 26. Juli 1962 
(Bundesgesetzbl. I S. 465) verordnet die Bundes- 
regierung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben worden ist, mit Zustim- 
mung des Bundestages: 

§ 1 

Die von der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft gemäß Artikel 3 und 4 der Ver- 
ordung Nr. 21 (Eier) des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft für Eier ohne Schale und 
für Eigelb festgesetzten Abschöpfungssätze werden, 
sofern diese Waren zur industriellen Herstellung 
von Teigwaren der Nummer 19.03 des Zolltarifs un- 
ter zollamtlicher Überwachung bestimmt sind, je 
100 kg Ware wie folgt verringert: 

1. bei Eiern ohne Schale, genießbar, frisch, haltbar 
gemacht oder gezuckert (Nummer 04.05 -B-I- 
a - 1 - b - 1 und 04.05 - B - 1 - b - 1 - b - 1 des Ab- 
schöpfungstarifs) um 53 Deutsche Mark, 

2. bei Eiern ohne Schale, genießbar, getrocknet, 
auch gezuckert (Nummer 04.05 - B- I- a- l- a-1 


und 04.05 - B- I- b- l- a-1 des Abschöpfungs- 
tarifs) um 201 Deutsche Mark, 

3. bei Eigelb, genießbar, frisch, haltbar gemacht 
oder gezuckert (Nummer 04.05 - B- I- a-1 - b- 2 
und 04.05 - B- I- b- l- b- 2 des Abschöpfungs- 
tarifs) um 102 Deutsche Mark und 

4. bei Eigelb, genießbar, getrocknet, auch gezuckert 
(Nummer 04.05 - B- I- a- l- a- 2 und 04.05 - B - 
I - b - 1 - a - 2 des Abschöpfungstarifs) um 198 
Deutsche Mark. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 17 des Gesetzes 
zur Durchführung der Verordnungen Nr. 20 
(Schweinefleisch), Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 (Geflügel- 
fleisch) des Rates der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft sowie zur Änderung des Gesetzes zur 
Förderung der deutschen Eier- und Geflügelwirt- 
schaft auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 8. April 
1963 in Kraft. Sie tritt am 31. Oktober 1963 außer 
Kraft. 
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Begründung 


Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- | 
meinschaft hatte mit Entscheidung vom 15. Oktober 
1962 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

1962 S. 2595) die Bundesrepublik ermächtigt, die 
Abschöpfungssätze für eingeführte Eiprodukte auf 
das niedrigstmögliche Niveau zu verringern. Damit 
sollte den durch das Inkrafttreten der EWG-Markt- 
ordnung „Eier" bei Eiprodukten und somit auch bei 
Eierteigwaren eingetretenen Verteuerungen entge- 
gengewirkt werden. Diese Waren konnten vor In- 
krafttreten der Abschöpfungsregelung zollbegün- 
stigt und damit billiger eingeführt werden. 

Von der Ermächtigung der Kommission, die bis zum 
28. Februar 1963 befristet war, hat die Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundestages durch die 
Verordnung über die Verringerung von Abschöp- 
fungssätzen bei der Einfuhr von Eiprodukten vom 
19. Januar 1963 (Bundesgesetzbl. II S. 37) Gebrauch 
gemacht. 

Auf Antrag der Bundesregierung vom 17. Januar 

1963 hat die Kommission der EWG mit Entschei- 
dung von 27. Februar 1963 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften 1963 S. 717) die Bundes- 
republik ermächtigt, die Abschöpfungssätze für die 
Einfuhr von Eiprodukten für die Herstellung von 
Teigwaren auch nach dem 28. Februar 1963, und 
zwar für die Zeit vom 1. März 1963 bis zum 31. Ok- 
tober 1963, zu verringern. Diese Ermächtigung soll 
mit der vorliegenden Verordnung im vollen Um- 
fange ausgeschöpft werden. Die Verringerung der 
Abschöpfung beträgt etwa 85 Vo der bisherigen, von 
der Kommission bis zum 28. Februar 1963 bewillig- 
ten Verringerung. 


Zu § 1 

Die Abschöpfungssenkung soll — wie es bei der Er- 
hebung von Einfuhrzöllen vor dem Inkrafttreten der 
EWG-Marktregelung der Fall gewesen ist (vgl. hier- 
zu Anmerkung zu Tarifnummer 04.05 des Deutschen 
Zolltarifs) — auf Eiprodukte beschränkt werden, die 
zur industriellen Herstellung von Teigwaren be- 
stimmt sind. 

Die ordnungsgemäße Verwendung der abschöp- 
fungsbegünstigten Eiprodukte unterliegt der zoll- 
amtlichen Überwachung im sogenannten Abschöp- 
fungsverwendungsverkehr. 

Zu § 2 

Übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 3 

Die Inkraftsetzung der Verordnung mit Wirkung 
vom 8. April 1963 ist notwendig, weil aus zolltech- 
nischen Gründen erst von diesem Tage an die ver- 
ringerten Abschöpfungssätze im Abschöpfungsver- 
wendungsverkehr angewendet werden können. Die 
Anwendung der Abschöpfungsverringerung vor der 
erfahrungsgemäß längere Zeit in Anspruch nehmen- 
den Verabschiedung der Verordnung ist geboten, 
um nachhaltige Störungen des Eiproduktenmarktes 
und starke Preiserhöhungen für Eierteigwaren nach 
Möglichkeit zu vermeiden. 
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